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(Nr. 14163.) Geſetz über eine dritte Anderung des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
f Krankheiten. Vom 10. Auguſt 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. f 
Das Geſetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. Auguſt 1905 
(Geſetzſamml. S. 373) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. Februar 1927 (Geſetzſamml. 
S. 41) wird wie folgt geändert: 
1. § 1: Im Abſ. 1 iſt 
a) hinter „Puerperalfieber“ einzuſchieben: 
auch fieberhafte Fehlgeburt, ſeptiſcher Abort, 
b) ſtatt „Fleiſch⸗, Fiſch⸗ und Wurſtvergiftung“ iſt zu ſetzen „Bakterielle Lebensmittelver⸗ 
giftung“. 
2. § 6: B 
a) Im Abſ. 1 ift vor dem Worte „Rückfallfieber“ einzuſchieben: 
Diphtherie, Körnerkrankheit, f 
und hinter den Worten „Ruhr, übertragbarer“, einzufügen: 
Scharlach 
ſowie ſtatt „Fleiſch⸗, Fiſch⸗ und Wurſtvergiftung“ zu ſetzen „Bakterielle Lebensmittel⸗ 
vergiftung“. wee e n 
b) Der Abſ. 4 iſt zu ſtreichen. 


e) Der Abſ. 5 erhält folgende Faſſung: 
Perſonen, gegen die begründeter Verdacht beſteht, daß in ihren Ausſcheidungen 
Erreger der im Abſ. 1 genannten Krankheiten enthalten ſind, haben auf Erfordern 
des beamteten Arztes oder der Polizeibehörde ihre Ausſcheidungen, einen Abſtrich 
und, ſoweit es der beamtete Arzt für notwendig erachtet, eine Blutprobe zur 
bakteriologiſchen bzw. ſerologiſchen Unterſuchung zur Verfügung zu ſtellen. 


3. $ 8: Der Abſ. 1 iſt wie folgt zu ändern: 


a) In Nr. 3 iſt hinter „Puerperalfieber“ einzuſchieben: 
auch fieberhafte Fehlgeburt, ſeptiſcher Abort. 


b) In den Nrn. 1, 1 a und 3 a ſind die Worte „oder des behandelnden Arztes“ zu ſtreichen 
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c) In den Nrn. 1, 1 a, 2 und 3a iſt hinter „(§ 14 Abſ. 5),“ einzuſchieben: 


Verbot oder Beſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen (S 15 Nr. 3), 
ſobald die Krankheit einen epidemiſchen Charakter angenommen hat. 


d) Nr. 5 iſt zu ſtreichen. 


e) In Nr. 6 find die Worte „Kennzeichnung der Wohnungen“ bis „(8 18)“ zu ſtreichen. 
Hinter „Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3)“ iſt einzuſchieben: 


und Entlauſung der kranken, krankheitsverdächtigen und 8 
Perſonen. 5 ( 


) Als Nr. 14 iſt einzufügen: 


Bakterielle Lebensmittelvergiftungen: Beobachtung kranker Perſonen (8 12), Ab⸗ 
ſonderung kranker Perſonen (§ 14 Abſ. 2), Verkehrsbeſchränkungen für das berufs⸗ 
mäßige Pflegeperſonal (§ 14 Abſ. 5), Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, 
Behandlung und Aufbewahrung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche 
geeignet ſind, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung der Verbreitung 
der Krankheit erforderlichen Maßregeln (§S 15 Nr. 1 und 2) mit der Maßgabe, 
daß dieſe Anordnungen nur für Ortſchaften zuläſſig ſind, die von der Krankheit 
befallen find, Fernhaltung vom Schul- und Unterrichtsbeſuch (§ 16), Desinfektion 
(§ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (8 21). 


4. Im § 25 al der Satz zu ſtreichen. 


Artikel II. 


Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, den Wortlaut der durch dieſes Geſetz geänderten 


Paragraphen 


in der Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 


Artikel III. 


Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft 


Berlin, 


(Siegel.) 


den 10. Auguſt 1934. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, 


den 10. Auguſt 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Preuß. Gejesjamimlung. 1934. Nr. 35, ausgegeben am 17. 8. 34, 349 


(Nr. 14164.) Zweite Verordnung zur Anderung des Verzeichniſſes der Waſſerläufe erſter Ordnung. 
Vom 8. Auguſt 1934. | 


Auf Grund des § 3 Abſ. 1 des preußiſchen Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. 
S. 53) in der Faſſung des Artikels 1 des Geſetzes zur Anderung von Geſetzen über Waſſer⸗ und 
Bodenkulturangelegenheiten vom 25. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 274) wird das Verzeichnis der 
Waſſerläufe erſter Ordnung unter Abſchnitt II „Künſtliche Waſſerläufe“ geändert: 


Bezeichnung des Waſſerlaufs Endpunkte des Waſſerlaufs 
neh 
Die Waſſerlaufeintragungen: 


Dortmund⸗Ems⸗Kanal, 8 Dortmund / Herne Emden 
ſoweit nicht Beſtandteil der Ems und der Haſe g 


Lippe⸗Seitenkanal Schleuſe in Hamm Haltern 
(in Ausführung) ERS 


Rhein⸗Weſer⸗Kanal Ruhrorter Hafen Hannover, Oſthafen 
(in Ausführung) 1 

(ſoweit nicht Beſtandteil des Dortmund⸗Ems⸗Kanals) 

mit den Zweigkanälen nach Osnabrück, zur Weſer bei 

Minden und nach Linden ſowie Abſtieg zur Leine 


werden durch folgende erſetzt und ergänzt: 


Dortmund⸗Ems⸗Kanal, Dortmund Unterhaupt der 
ſoweit nicht Beſtandteil der Ems und der Haſe, N Borßumer Schleuſe 
mit we bei Emden 


zweiten Fahrten und i 
Seitenkanal Gleeſen — Papenburg 
(in Vorbereitung) 


ſowie 
Zweigkanal nach Herne Dortmund⸗Ems⸗Kanal Herne 
Ems⸗Weſer⸗Kanal Dortmund⸗Ems⸗Kanal Weſer⸗Elbe⸗Kanal 
mit ; bei Bergeshövede bei Misburg 


Zweigkanal nach Osnabrück, 
zwei Abſtiegen zur Weſer bei Minden, 
Zweigkanal nach Linden mit Abſtieg zur Leine und 
Anſchluß zum Hafen Misburg 


öſtlich Hannover 


Lippe⸗Seitenkanal f 
Weſel— Datteln Rhein bei Weſel Dortmund⸗Ems⸗Kanal 
Datteln — Hamm Dortmund⸗Ems⸗Kanal Hamm 
Hamm Lippſtadt Hamm Lippſtadt 


(davon Untrop— Lippſtadt in Vorbereitung) 


Mittellandkanal ER 2 

ſiehe 
Rhein⸗Herne⸗Kanal, 
Lippe⸗Seitenkanal, 


Dortmund⸗Ems⸗Kanal eee 
(ſüdl. Teil bis Bergeshövede), 


Ems⸗Weſer⸗Kanal 
Weſer⸗Elbe⸗Kanal 
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Bezeichnung des Waſſerlaufs | Endpunkte des Waſſerlaufs 
n VVV ¼ dd. p 1 r ERBEN 
Rhein⸗Herne⸗Kanal Ruhrorter Hafen Zweigkanal nach Herne 
mit und Ruhr 
Verbindungskanal zur Ruhr 
Weſer⸗Elbe⸗Kanal Ems⸗Weſer⸗Kanal Ihle⸗Kanal bei Burg 
(von Braunſchweig ab in Ausführung) bei Misburg a f 


Zweigkanal nach Hildesheim und 
Elbverbindungen bei Rothenſee und Niegripp 


mit | öſtlich Hannover 


An den Waſſerlaufſtrecken ſteht das Eigentum im Sinne des § 7 des Waſſergeſetzes dem 
Reiche zu. 


Berlin, den 8. Auguſt 1934. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Darré. 


(Nr. a Verordnung über die Erhebung des Ausgleichszuſchlags für aa Vom 
ö 1. Auguſt 1934. 


\ Alu Grund des § 3 des Geſetzes über die Gebühren der Schlachtviehmärkte uſw. vom 
5. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 242) in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Dezember 1933 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1059), des § 13 des Geſetzes vom 23. März 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 224) 
und des § 26 der Verordnung vom 9. Juni 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 481) ſowie auf Grund des 
8 7 Satz 2 der Verordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 723) 
wird verordnet: 

81. 

Soweit in einer Gemeinde ein Ausgleichszuſchlag für Schlachtvieh (§ 1 Abſ. 8 und 9 des 
Geſetzes über die Gebühren der Schlachtviehmärkte uſw.) erhoben wird, gelten folgende Vor⸗ 
ſchriften. 

8 2. ; 

Der Ausgleichszuſchlag wird nur bei Rindern, Kälbern, Schweinen und Schafen 1 


§ 3. 
() Die Höhe des Ausgleichszuſchlags je Tier ſetzt der Leiter der Gemeinde feſt, ſoweit die 
Feſtſetzung nicht nach $ 26 Nr. 2 der Verordnung vom 9. Juni 1934 dem 8 für 
Ernährung und Landwirtſchaft vorbehalten iſt. 


(2) Der Ausgleichszuſchlag beträgt mindeſtens 


fü e i) ee OSTEN, 

„ ein Kal 9, 

„ein Schwe nun er ah 
§ 4. 


(1) Die privaten Schlachthausunternehmungen haben Stückzahl und Gattung der in ihren 
Schlachthäuſern geſchlachteten Tiere nach näherer Weiſung des Leiters der Gemeinde der für die 
Heranziehung zum Ausgleichszuſchlag zuſtändigen Stelle (§ 6 Abi. 2) ſchriftlich anzuzeigen. 
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(2) Unterbleibt die Anzeige oder iſt fie unvollſtändig oder unrichtig oder erfolgt ſie nicht 
rechtzeitig, jo» kann die für die Heranziehung zuſtändige Stelle neben dem Ausgleichszuſchlag 
einen Zuſchlag bis zur doppelten Höhe des Ausgleichszuſchlags feſtſetzen. ö a 


8 5. 

Jeder, der an der Zufuhr von Schlachtvieh zu einer privaten Schlachthausunternehmung 
beteiligt iſt, iſt verpflichtet, der für die Heranziehung zuſtändigen Stelle die zur Erhebung des 
Ausgleichszuſchlags erforderliche Auskunft zu erteilen. Dieſe Stelle iſt befugt, zur Ermittelung 
richtiger Angaben Geſchäftsbücher und Geſchäftsbriefe einzuſehen, Stallungen zu beſichtigen ſowie 
Betriebseinrichtungen und Räume zu betreten und zu unterſuchen, in denen friſches Fleiſch 
gelagert, feilgehalten oder vermutet wird. f 

§ 6. 

(1) Zur Entrichtung des Ausgleichszuſchlags find Empfänger und Einführer des Schlacht- 
viehs geſamtſchuldneriſch verpflichtet. 

(2) Die Heranziehung (Veranlagung) zum Ausgleichszuſchlag erfolgt durch den Leiter der 
Gemeinde oder die von ihm beſtimmte Stelle. 

(3) Der Ausgleichszuſchlag iſt im Zeitpunkt der Zuführung des Schlachtviehs in die Anlagen 
des privaten Schlachthausunternehmers fällig. 

(4) Der Leiter der Gemeinde trifft die zur Erhebung erforderlichen Beſtimmungen. 

(6) Im übrigen finden die Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes über indirekte Steuern 
Anwendung. 

§ 7. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. September 1934 in Kraft. 


Berlin, den 1. Auguſt 1934. 


Zugleich für den Preußiſchen Miniſter des Innern: 
Der Preußiſche Landwirtſchaftsminiſter. 
Im Auftrage: 

Niermann. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſanunlung veröffentlichte Rechtsverorbnungen 
2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


In der Deutſchen Juſtiz Nr. 31 vom 3. Auguſt 1934 — S. 989 — iſt eine Verfügung des Preußi⸗ 
ſchen Juſtizminiſters vom 31. Juli 1934, betreffend Benachrichtigung der Beteiligten von Anderungen 
in der Zuſtändigkeit der Grundbuchämter im Stadtgebiet Berlin, verkündet worden, die am 4. Auguſt 
1934 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 8. Auguſt 1934. 
Preußiſches Juſtizminiſterium. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetes vom 10. April 1872 (Gefegfammi. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. April 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗Altiengeſellſchaft in Eſſen zum 
Bau einer Gasfernleitung von der Zeche Emſcher Lippe in Datteln zur beſtehenden Gas⸗ 
fernleitung Duisburg-Hannover (Teilabſchnitt Gelſenkirchen- Dortmund) 


durch die Amtsblätter der Regierung in Arnsberg Nr. 18 S. 51, ausgegeben am 5. Mai 1984 
und der Regierung in Münſter Nr. 19 S. 71, ausgegeben am 12. Mai 1934; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Juni 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stromverſorgungs⸗Aktiengeſellſchaft 
Weißenfels⸗Zeitz in Zeitz zum Bau von 15000 Volt⸗Leitungen zwiſchen Rasberg und 
Hainichen, zwiſchen Kauerwitz und Nautſchütz, zwiſchen Krauſchwitz und Zaſchendorf 
und zwiſchen Wethau und Kroppental 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 26 S. 83, ausgegeben am 30. Juni 1934; 


. der. Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Juni 1934 
über die Genehmigung einer Satzungsänderung der Landſchaft der Provinz Sachſen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 30 S. 93, ausgegeben am 28. Juli 1934; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1934 
über die Genehmigung einer Satzungsänderung der Schleſiſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 30 S. 154, ausgegeben am 28. Juli 1934; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Juli 1934 


über die Verlängerung der Geltungsdauer des XIX. . zu den „Neuen Satzungen 
der Landſchaft der Provinz Sachſen“ 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 31 S. 96, ausgegeben am 4. Auguſt 1934; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Juli 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Hafenbau⸗ und Betriebsgeſellſchaft 
m. b. H. Dt. Uſch in Schneidemühl zum Ausbau eines Hafens in Dt. Uſch 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schneidemühl Nr. 31 S. 192, ausgegeben am 4. Auguſt 1934; 


der Erlaß des Preußischen Staatsminiſteriums Bi 31. Juli 1934 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) 
zum Erwerb von Grundeigentum in Hann.⸗Münden für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 31 S. 109, ausgegeben am 4. Auguſt 1934; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Juli 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Krefeld⸗Uerdingen 
zum Bau der rechtsrheiniſchen Rampenſtraße der Rheinbrücke Uerdingen⸗Mündelheim 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 32 S. 293, ausgegeben am 11. Auguſt 1934. 
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